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Zusammenfassung 
Der Wald erfüllt vielfältige Funktionen und hat damit für die Berggebiete ei-
ne besondere Bedeutung. Die derzeitige Situation in der Waldpolitik ist je-
doch nicht befriedigend. Korrekturen sind erforderlich in folgenden Berei-
chen:  
1. Die Waldflächenpolitik muss flexibilisiert werden. In Gebieten mit natür-

licher Waldflächenzunahme soll auf Rodungsersatz verzichtet werden.  
2. Der Wald bedeckt 31% der Landesfläche und muss deshalb Bestand-

teil der Raumordnungspolitik sein.  
3. Die Schutzwälder müssen gepflegt und bewirtschaftet werden. Dazu 

muss die Erschliessung verbessert werden.  
4. Die Wertschöpfungskette Holz muss gestärkt werden. Die Akteure der 

Wertschöpfungskette müssen auf regionaler Ebene in einen Dialog tre-
ten und marktorientierte Produkte entwickeln. Bund, Kantone und Ge-
meinden sollten bei allen Bauvorhaben auch eine Holzvariante prüfen.  

5. Die Wettbewerbsfähigkeit der Forstwirtschaft und des holzverarbeiten-
den Gewerbes muss durch Kooperationen und Betriebsvergrösserun-
gen gesteigert werden.  

6. Die Erholungsfunktion des Waldes muss gewahrt bleiben. Dazu gehört 
das Recht auf freien Zugang.  

7. Die Senkenleistung des Waldes muss im Rahmen der Klimadebatte 
stärker berücksichtigt und den Eigentümern abgegolten werden.  

8. Vor allem im Mittelland sind Vernetzungen und die Ausscheidung von 
Waldreservaten weiter voranzutreiben.  

9. Der Bund muss in Zusammenarbeit mit den Kantonen für die Erfüllung 
der Aufgaben genügend finanzielle Mittel zur Verfügung stellen.  
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1. Grundlagen 
 
• Waldprogramm Schweiz 2004 
• Zwischenbericht 2009 zum Waldpro-

gramm Schweiz 
• Resolution der SAB zur Waldpolitik vom 

30. August 2002.  
• Positionspapier der SAB und des WVS 

zum Gebirgswald vom April 2008 
• Diverse weitere Unterlagen. 
 
2. Ausgangslage 
 
Der Wald erfüllt vielfältige Funktionen und hat 
damit für die Berggebiete eine besondere 
Bedeutung. Zahlreiche der Waldfunktionen 
kommen aber auch Nutzniessern ausserhalb 
der Berggebiete zu Gute.  
 
Der Wald bedeckt 31% der Landesfläche der 
Schweiz. In den Berggebieten ist dieser An-
teil oftmals noch höher. Die Waldfläche 
nimmt in einigen Gebieten der Schweiz mas-
siv zu. Zwischen 1993/95 und 2004/07 hat 
die Waldfläche in der Schweiz um 59'500 
Hektaren zugenommen. Dies entspricht einer 
Fläche ungefähr so gross wie der Kanton 
Glarus. Die Zunahme erfolgte zu fast 90% im 
Alpenraum. Die Zunahme der Waldfläche 
führt immer wieder zu Konflikten mit der 
Landwirtschaft. Sie kann aber auch ökolo-
gisch und landschaftlich wertvolle Gebiete 
beeinträchtigen. Zudem kann es erforderlich 
sein, im Interesse des Hochwasserschutzes 
im Uferbereich Rodungen vorzunehmen. 
Gemäss geltendem Waldgesetz muss bei 
Rodungen ein Realersatz geleistet werden. 
Gerade in Gebieten mit Zunahme der Wald-
fläche ist dieser Grundsatz aber nicht immer 
sinnvoll und zum Teil kaum mehr zu erfüllen, 
ohne neue Landnutzungskonflikte zu provo-
zieren.  
 

Waldflächenzunahme zwischen 1993/95 und 
2004/07 

 
Quelle: Landesforstinventar 3  
 
Rund ein Drittel der Waldfläche ist Schutz-
wald. Im Berggebiet ist dieser Anteil noch 
wesentlich höher. Der Schutzwald ist für die 
Bevölkerung und Wirtschaft in den Bergregi-
onen sowie auch für die Verkehrsleistungen 
überlebenswichtig und muss deshalb prioritär 
behandelt werden. Nur ein gepflegter und 
bewirtschafteter Schutzwald kann seine 
Funktionen wahrnehmen. Ohne Verjüngung 
überaltert der Schutzwald und das Gefahren-
potenzial steigt. Für die Pflege ist eine gute 
Erschliessung unerlässlich.  
 
Die Forstwirtschaft ist zusammen mit der 
nachgelagerten Holzverarbeitung ein wichti-
ger Arbeitgeber im Berggebiet, welcher v.a. 
den Vorteil aufweist, gerade auch in abgele-
genen Gebieten präsent zu sein. Auf Grund 
der tiefen Holzpreise ist allerdings die wirt-
schaftliche Situation vieler Forstbetriebe un-
befriedigend.  
 
Mit dem Holz stellt der Wald eine der weni-
gen einheimischen, erneuerbaren Res-
sourcen zur Verfügung. Allerdings bleibt ein 
erheblicher Teil des jährlich nachwachsenden 
Holzes ungenutzt im Wald liegen. Der ver-
wertbare jährliche Holzzuwachs beträgt rund 
7,4 Mio m3, genutzt werden aber nur 5,4 Mio 
m3. Die schweizerische Holzwirtschaft weist 
zudem jährlich ein Aussenhandelsbilanzdefi-
zit von über drei Milliarden Franken aus. Die 
Schweiz exportiert also billige Rohstoffe und 
importiert teure, verarbeitete Holzwaren. Die 
Schweiz verfügt noch über  ein erhebliches 
Potenzial in der Nutzung des einheimischen, 
erneuerbaren Rohstoffes Holz. Dies sowohl 
aus wirtschafts- als auch aus energiepoliti-
scher Optik.  
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Quelle: BAFU, Jahrbuch Wald und Holz 2009 
 
Die Forstwirtschaft ist mit der nachgelagerten 
Holzverarbeitung ein wichtiger Arbeitgeber im 
Berggebiet, welcher vor allem den Vorteil 
aufweist, gerade auch in abgelegenen Gebie-
ten präsent zu sein. Allerdings muss festge-
stellt werden, dass die Wertschöpfungsket-
te Holz weder auf nationaler Ebene noch in 
vielen Regionen existent ist. Systematische 
Dialoge z.B. zwischen Holzverarbeitern und 
Architekten finden nicht statt. Die Ressource 
Holz wird dementsprechend u.a. auch im 
Häuserbau zu wenig genutzt.  
 
Freizeit und Erholung: Für die Berggebiete 
stellt der Tourismus einen wichtigen Wirt-
schaftsfaktor dar. Ein Angebotselement in der 
breiten touristischen Angebotspalette stellt 
auch der Wald dar. Ca. 10% der Waldfläche 
weisen eine Erholungsfunktion auf. Es muss 
sichergestellt werden, dass diese Funktion 
auch in Zukunft ungeschmälert wahrgenom-
men werden kann. Hierbei spielen das freie 
Betretungsrecht und die Zugänglichkeit des 
Waldes eine zentrale Rolle.  
 
Sektorübergreifende Kooperation: Die 
Waldpolitik war bis anhin ausgeprägt sekto-
riell organisiert. Dies führt immer wieder zu 
Problemen etwa wenn es um die Zusam-
menarbeit mit der Landwirtschaft oder ande-
ren Sektoralpolitiken geht. Es ist deshalb für 
die SAB ein vordringliches Anliegen, dass 
sich die Waldpolitik gegen aussen öffnet und 
eine verstärkte sektorübergreifende Koordi-
nation sowie Partnerschaften angestrebt 
werden.  
 
Der Wald nimmt eine wichtige Funktion ein 
als CO2-Senke. Zwischen 1990 und 2008 
hat der Schweizer Wald der Atmosphäre ins-
gesamt 48 Mio. Tonnen CO2 entzogen 

(durchschnittlich 2,7 Mio. Tonnen pro Jahr). 
Gemäss dem Kyoto-Protokoll kann sich die 
Schweiz jährlich maximal 1,83 Mio. Tonnen 
anrechnen lassen. Extremereignisse wie der 
Sturm Lothar können allerdings dazu führen, 
dass der Wald vorübergehend CO2 emittiert. 
Es ist aber davon auszugehen, dass der 
Wald auch in den nächsten Jahrzehnten als 
Senke funktioniert. Die Waldflächenzunahme 
sowie die zunehmende Verwendung von 
Holz als Baumaterial leisten dazu wesentli-
che Beiträge. Durch eine gezielte Verwen-
dung des Holzes für die Bauwirtschaft sowie 
eine energetische Endnutzung (Kaskaden-
nutzung) könnte die Schweiz jährlich rund 8 
Mio. Tonnen CO2 vermeiden (12% der Emis-
sionen). Der Wald ist zudem für den regiona-
len Klimahaushalt, die Reinigung der Luft und 
den Wasserhaushalt (z.B. Speicher- und 
Rückhaltefunktion) unentbehrlich. In Folge 
des Klimawandels wird sich die Waldzusam-
mensetzung verändern.  
 
Der Wald dient zahlreichen Pflanzen und 
Tieren als Lebensraum. Dabei ist die Biodi-
versität, v.a. an Waldrändern und in Lichtun-
gen am grössten, während dichte und dunkle 
Wälder eine geringere Biodiversität aufwei-
sen. Der Wald ist zudem ein prägendes 
Landschaftselement, wobei besondere For-
men wie die Wytweiden und bestockten Wei-
den besonders hohe Landschafts- und  Na-
turwerte aufweiesen.  
 
Von all diesen Leistungen des Waldes profi-
tieren nicht nur die Berggebiete sondern auch 
die unterliegenden Regionen. Leider muss 
festgestellt werden, dass die Mittel für den 
Wald bundesseitig in den vergangenen Jah-
ren stark zurückgefahren wurden.  
 
Bundesmittel für den Wald 

 
Quelle: BAFU, 2009 
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3. Position der SAB 
 
Ausgehend von der geschilderten Ausgangs-
lage mit den vielfältigen Waldfunktionen kann 
die Position der SAB wie folgt festgelegt wer-
den.  
Die natürlich zunehmenden Waldflächen er-
fordern einen neuen Ansatz in der Waldflä-
chenpolitik. Das Rodungsverbot hat sich 
bewährt und soll aufrechterhalten bleiben. 
Hingegen soll in Gebieten mit natürlicher 
Waldflächenzunahme keine obligatorische 
Ersatzaufforstung mehr erforderlich sein, wie 
es auch die parlamentarische Initiative 
09.474 fordert. Die Waldfläche muss Be-
standteil der Raumordnungspolitik sein. Die 
Raumplanung muss den Wald in ihre Pla-
nung aufnehmen. Konflikte um Einwaldungen 
müssen in Zusammenarbeit mit den anderen 
Sektoralpolitiken gelöst werden. Der rechtli-
che Stellenwert der Wytweiden / bestockten 
Weiden muss geklärt werden.  

Wäldern mit Schutzfunktionen muss eine 
Vorrangstellung eingeräumt werden und die-
se in jedem Fall erhalten und nachhaltig be-
wirtschaftet werden. Dazu gehört auch eine 
genügende Erschliessung der Schutzwälder. 
Rund 15% der Schutzwälder sind derzeit 
ungenügend erschlossen. Für diese Er-
schliessungen müssen Bund und Kantone 
ausreichend Mittel zur Verfügung stellen. Die 
Schutzwälder müssen Bestandteil eines in-
tegralen Naturgefahrenmanagements sein. 
Dazu gehören technische Verbauungen e-
benso wie präventive Vorkehrungen nament-
lich raumplanerischer Natur.  

Die Wertschöpfungskette Holz muss ge-
stärkt werden. Die SAB hat dazu bereits ver-
schiedentlich Sensibilisierungsveranstaltun-
gen in den Regionen durchgeführt. Eine wei-
tere Sensibilisierung ist unerlässlich. Die 
Partner der Wertschöpfungskette müssen auf 
regionaler Ebene in den Dialog treten. Bund, 
Kantone und Gemeinden können durch die 
Förderung der ersten Verarbeitungsstufe und 
durch eine konsequente Prüfung von Holzva-
rianten bei Neubauten und Sanierungen ei-
nen wesentlichen Beitrag leisten. Dabei spielt 
auch die Förderung des Rohstoffes Holz als 
einheimische erneuerbare Energiequelle eine 
wichtige Rolle. Die Zertifizierung von Holz, 
wie sie z.B. mit dem AOC Bois du Jura ange-
strebt wird, ist eine geeignete Massnahme 

zur Stärkung der Absatzes auf dem einheimi-
schen Markt. Aus Sicht der Regionalentwick-
lung muss es ein vordergründiges Ziel sein, 
das Aussenhandelsbilanzdefizit abzubauen 
und Wertschöpfung im Inland zu generieren.  

Die Wettbewerbsfähigkeit der Forstbetriebe 
und des Holzverarbeitenden Gewerbes muss 
durch geeignete Kooperationsmassnahmen 
und allenfalls Betriebsvergrösserungen ge-
steigert werden. Eine Arbeitsteilung unter 
Kleinbetrieben dürfte ebenfalls erfolgverspre-
chend sein. Durch branchenübergreifende 
Kooperationen z.B. im Rahmen von Regio-
nalmarketingprojekten können neue Absatz-
kanäle für Holzprodukte gesucht werden, 
wobei traditionelle Produkte ebenso ihren 
Platz haben wie besonders innovative. Derar-
tige marktorientierte Kooperationen können 
auch eine neue Partnerschaft Landwirtschaft 
– Forstwirtschaft und gemeinsame Problem-
lösungsprozesse auslösen. Die Regionalpoli-
tik kann dazu einen Beitrag leisten.  

Die Erholungsfunktion des Waldes muss so 
in Wert gesetzt werden, dass ein Mehrwert 
für die Region anfällt, die anderen Waldfunk-
tionen jedoch nicht beeinträchtigt werden. Zur 
Erfüllung dieser Zielsetzung kann die Aus-
scheidung spezieller Nutzungszonen im Wald 
erforderlich sein. Die Kantone sollten in die-
sem Zusammenhang Waldfunktionspläne 
erstellen, welche die verschiedenen zugelas-
senen Nutzungen bezeichnen und Nutzungs-
konflikte vermeiden helfen. 

Die Senkenleistung des Waldes muss in 
der Klimapolitik stärker berücksichtigt wer-
den. Zudem sollen mögliche Erträge aus dem 
Verkauf von Zertifikaten direkt den Waldbe-
sitzern zu Gute kommen.  

Der Wald soll seine biologische Vielfalt be-
halten und die Lebensräume für Pflanzen und 
Tiere sollen ausreichend vernetzt werden. 
Auf Grund des hohen Drucks sind v.a. im 
Mittelland neue Waldreservate und Korridore 
auszuscheiden.  

Der Bund muss in Zusammenarbeit und ent-
sprechend einer klaren Aufgabenteilung mit 
den Kantonen und weiteren beteiligten Krei-
sen die erforderlichen finanziellen Mittel 
bereit stellen, damit die oben aufgelisteten 
Zielsetzungen unabhängig von der aktuellen 
Situation des Bundeshaushaltes erfüllt wer-
den können.  


